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usgangspunkt
alisierung der Lebensstile in der Schweiz infolge

wanderung

unahme von religiösen Minderheitenanliegen im Verlauf der

tzten ca. 15 Jahre

ermehrte Adressierung der Behörden

rundsätzliche Auseinandersetzungen um gesellschaftliches

usammenleben

" Umfassende gesamtgesellschaftliche Integrationsprozesse

Fokus
Religiöse Pluralisierung 

(Auseinandersetzungen um religiöse Belange)

"Problematisierung durch

a) Selbstverständnis der Schweiz als säkulare Gesellschaft

b) Wirkung von Religion als starkes kulturelles Argument 

c) Dominanz individualistisch-universalistischer

Integrationsdiskurse & -modelle

agestellung
er Umgang mit religiösen Belangen spielt in Integrations-

rozessen eine besondere Rolle und ist aufschlussreich, weil 

r exemplarisch für die Kanalisierung und Problematisierung 

ultureller Vielfalt in diesen Prozessen steht.

Welcher Umgang mit kulturell-religiösen Anliegen wird im
usammenhang schweizerischer Integrationspolitiken 
epflegt?

Ziel 
• Qualitative Analyse von Verhandlungen um kulturell-religiöse 

Anliegen (Verhandlungen um schickliche Bestattungen)

• Analyse schweizerischer Gesetze und Eingliederungspraktiken 

im Vergleich zu anderen westlichen Ländern (sozio-legale 

Perspektive)

• Alternativen und Handlungsbedarf dort aufzeigen, wo noch 

keine zufriedenstellenden Lösungen zur Eingliederung 

religiöser Minderheiten gefunden wurden.

igiöse Anliegen betreffen:
e Einhaltung spezifischer religiöser 
ebote, wie z.B. Gebetszeiten, Kleidungs- 
d Speisevorschriften, Rituale zu bestimm-

n Anlässen, Feiertage etc. und
e Etablierung von Infrastrukturen, die die 
nhaltung dieser Gebote ermöglichen und 
terstützen, z.B. Räume für gemeinsame 
ebete, Friedhöfe, Religionsschulen etc.

Vorläufige Resultate
• Sowohl Staaten als auch Städte erarbeiten jeweils eigene Lösungen zur 

Eingliederung religiöser Minderheiten. 

• Die Schweiz hat umfassende Vorkehrungen getroffen, um im Rahmen des univer-

salistisch-individualistischen Rechtssystems den Minderheitenanliegen zu ent-

sprechen, aber es besteht weiterer Handlungsbedarf.

• Die  Verhandlungen um kulturell-religiöse Anliegen spielen sich im Kontext viel-

fältiger Lösungsmöglichkeiten ab. Welche Lösung jeweils getroffen wird, hängt

a) von der zum gegebenen Zeitpunkt dominanten politischen Konstellation,

b) vom Engagement und den Vertrauensverhältnissen einzelner Personen und

c) von der Entwicklung eines spezifischen Problembewusstseins ab.
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Methoden
• Teilnehmende Beobachtung

• Experteninterviews

• Primär- und Sekundärquellenrecherchen

Keywords
• Integrationspolitiken • Eingliederungspraktiken

• Gesetzgebung & Formen staatlicher Umsetzung • Umsetzung der Rechtsnormen in der Praxis

Verhandlungen um schickliche

Bestattungen

• AkteurInnen

• Interessen

• Lösungswege

• Um Verhandlungen um kulturell-religiöse Anliegen möglichst effizient voran zu 

treiben,

- wird der Kreis der Beteiligten klein gehalten und

- wird eine Politisierung vermieden,

weil dadurch rascher Kompromisse gefunden werden.

• Die verwaltungsinternen Verhandlungen um konkrete Forderungen verlaufen in 

der Regel sehr pragmatisch. Die VerhandlungsteilnehmerInnen auf allen Seiten 

geben sich flexibel und kompromissbereit.

Städte (Kantone)
Behörden / Ämter

Kulturell-religiöse
Anliegen um Tod und
Bestattung

Interessevertretungen
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Bern
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Basel
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Realisierung religiöser Anliegen im Schweizerischen Kontext
Religionsgemeinschaften

Juden
Aus eigenen Kräften, mit eigenen Mitteln

Muslime
Aus eigenen Kräften, mit Unterstützung 

von Personen aus der Aufnahmegesellschaft

Hindus
Aus eigenen Kräften, gemeinsam mit Personen

aus der Aufnahmegesellschaft

Entwicklung eines Problembewusstseins

Behörden

Verweis und Kanalisierung in privaten Bereich

Aufmerksamkeit, Reaktion auf Forderungen,

Auseinandersetzungen

Aufmerksamkeit, Eigeninitiative, 

präventives Vorgehen


